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Das Psychotherapeutengesetz und die Psychotherapie in Institutionen

Anmerkungen zu dem Urteil des LAG Frankfurt vom 20. Januar 2006: Führung der Berufsbezeichnung
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Landespsychotherapeutenkammer Hessen

mäß) die Bezeichnung Diplom-
Psychologe. Er erlangte seine
Approbation als Psychologi-
scher Psychotherapeut nach
den Übergangsvorschriften des
§ 12 PsychThG. Der Arbeitge-
ber bescheinigte ihm, die für
die Approbation erforderliche
psychotherapeutische Berufs-
tätigkeit in der Klinik geleistet
zu haben. Seither führte das
Mitglied jahrelang unbeanstan-
det die Berufsbezeichnung
„Psychologischer Psychothera-
peut“. Er und seine Kollegin-
nen und Kollegen unterzeich-
neten mit diesem Zusatz im
Schriftverkehr, hatten entspre-
chende Türschilder, waren im
Internetauftritt der Klinik als
Angehörige des Teams mit die-
ser Berufsbezeichnung aufge-
führt etc.

Im April 2003 wies der ärztli-
che Direktor der beklagten Kli-
nik unser Mitglied an, künftig
jede Verwendung seiner Be-
rufsbezeichnung im dienstli-
chen Zusammenhang zu un-
terlassen. Während des Ar-
beitsgerichtsverfahrens in der
ersten Instanz wurde dieses
Verbot zusätzlich gegenüber
allen anderen in der beklag-
ten Klinik beschäftigten Mitglie-
dern der Berufsgruppe ausge-
sprochen und die Klinik in ih-
rem offiziellen Auftreten sozu-
sagen von Psychologischen
Psychotherapeutinnen und
-therapeuten „gesäubert“.

Vor dem Arbeitsgerichtsverfah-
ren gab es zahllose Versuche
seitens des Mitgliedes, des Be-

triebsrates der Klinik und des
Vorstandes der Kammer, eine
Beilegung des Konfliktes zu
erreichen. Leider blieben auch
Gespräche und schriftliche In-
terventionen bei der Spitze des
Trägers der Klinik, der Sozial-
ministerin und Landtagsabge-
ordneten ergebnislos, die Kam-
mer wurde auf die Autonomie
der Klinik und die Möglichkeit
einer gerichtlichen Durch-
setzung verwiesen.

Der Rechtstreit

Aufgrund der Situation blieb
unserem Mitglied nur die Mög-
lichkeit, gegen seinen Arbeitge-
ber zu klagen. Vor dem Ar-
beitsgericht (ArbG) wollte er
feststellen lassen, dass der Ar-
beitgeber nicht berechtigt sei,
ihm die Führung der Berufs-
bezeichnung „Psychologischer
Psychotherapeut“ zu untersa-
gen. Dazu musste er darlegen,
dass er ein Recht auf Führung
der Berufsbezeichnung in der
Klinik hat. Die Klage stützte sich
auf § 1 PsychThG, die langjäh-
rige unwidersprochene Übung
und den Anspruch auf Gleich-
behandlung mit den Kollegin-
nen und Kollegen, die weiter-
hin die Berufsbezeichnung
führten.

Die beklagte Klinik argumentier-
te, „der Diplompsychologe wird
im Rahmen eines ärztlich ver-
antworteten psychiatrisch-psy-
chotherapeutischen Gesamt-
behandlungsplanes mit einem
bestimmten Anteil seiner Ar-

beitszeit bei bestimmten Pati-
enten in unterschiedlichem
Ausmaß auf Anweisung des
ärztlichen Direktors hin psycho-
therapeutisch tätig.“ Psychothe-
rapie bestehe nicht aus Einzel-
handlungen, sondern sei als
Gesamtprozess zu sehen. Der
Gesamtprozess werde aller-
dings „nicht durch den Kläger
gesteuert, sondern durch einen
ärztlich verantworteten psychi-
atrisch-psychotherapeutischen
Gesamtbehandlungsplan“. Der
Kläger übe „nicht die Tätigkeit
eines psychologischen Psycho-
therapeuten aus, da er das
Gesamtkonzept, d.h. den be-
wussten und geplanten inter-
aktionellen Prozess zur Beein-
flussung von Verhaltensstö-
rung und Leidenszuständen
nicht aufstellt“ und könne
mithin auch nicht beanspru-
chen, diese Berufsbezeichnung
zu tragen.

Man kann bezweifeln, ob die-
se Darstellung eine Entspre-
chung in der Realität des klini-
schen Alltags findet, ob der
ärztliche Direktor oder ein an-
derer weisungsbefugter Arzt
einen Patienten überhaupt
sieht, bevor der „Diplompsy-
chologe“ die psychotherapeu-
tische Behandlung aufnimmt
und ob er überhaupt die rea-
le Möglichkeit hat, im Behand-
lungsverlauf, in einer Ge-
sprächssituation, die eine so-
fortige therapeutische Interven-
tion notwendig macht, zu steu-
ern. M. E. wird die Verantwor-
tung des ärztlichen Direktors
eine andere sein als die reale

Vorbemerkung

Als Geschäftsführer der hessi-
schen Psychotherapeutenkam-
mer habe ich den Rechtsstreit
(LAG Frankfurt, 3 Sa 951/05)
begleitet. Meines Erachtens
kommt ihm – obwohl es sich
bisher um einen Einzelfall han-
delt – große berufspolitische
Bedeutung zu. Der Vorstand
der Kammer unterstützte das
betroffene Mitglied deshalb
von Anfang an und finanzier-
te die Durchführung des Be-
rufungsverfahrens. Jenseits al-
ler berufspolitischen Implika-
tionen illustrieren aber der Pro-
zessstoff, der Sachvortrag des
beklagten Arbeitgebers und
seine rechtlichen Argumente,
dass es mit dem Psychothe-
rapeutengesetz und den da-
mit einhergehenden Änderun-
gen des SGB V (andere rele-
vante Teile des SGB wurden
nicht einmal angefasst) noch
nicht gelungen ist, die rechtli-
che Position von Psychologi-
schen Psychotherapeuten und
Kinder- und Jugendlichenpsy-
chotherapeuten in Institutio-
nen klar zu bestimmen. Im
Vergleich zu den in der Ge-
setzlichen Krankenversicherung
ambulant tätigen Mitgliedern
der beiden Berufe besteht ein
erheblicher Regelungsbedarf.

Die Ausgangslage

Das Mitglied, ein Diplom-Psy-
chologe, ist seit 1990 für die
beklagte Klinik tätig. Sein Ar-
beitsvertrag enthält (naturge-
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Steuerung, und in den konkre-
ten Behandlungsverläufen
dürfte zwischen den Psycho-
logischen Psychotherapeuten
und den ärztlichen Kollegen
des ärztlichen Direktors kein
fachlicher Unterschied beste-
hen, weil alle Berufsgruppen
der Klinik unter seiner Leitung
tätig sind. Das Hierarchie-
problem wurde in diesem
Streitfall übrigens nie aufgewor-
fen, unser Mitglied hat die all-
gemeine Weisungsgebunden-
heit nie in Frage gestellt und
das vor Gericht bekundet.

Mit dieser Argumentation ge-
riet der Rechtsstreit aber auf
eine berufspolitisch hoch bri-
sante Ebene. Letztlich bestrei-
tet sie nämlich, dass es Berufs-
ausübung von Psychologi-
schen Psychotherapeuten und
Kinder- und Jugendlichenpsy-
chotherapeuten in ärztlich ge-
leiteten Einrichtungen über-
haupt gibt beziehungsweise
geben kann; sie beschränkt die
Relevanz des Psychotherapeu-
tengesetzes auf den ambulan-
ten Bereich.

Das ArbG Wetzlar wies die Kla-
ge in erster Instanz ab. Zum
Zeitpunkt des Urteils war der
Anspruch aus dem Gleichbe-
handlungsgrundsatz (die Kol-
leginnen und Kollegen hatten
zunächst die Berufsbezeich-
nung weiter führen dürfen)
entfallen. Das hatte der Arbeit-
geber mit der Ausweitung des
Verbots erreicht. Darüber hin-
aus vertrat das Gericht die Auf-

fassung, das Führen der Be-
rufsbezeichnung über die Dau-
er von 4 Jahren habe noch
nicht zu einer Konkretisierung
des Arbeitsverhältnisses geführt.

In der Begründung vermied es
das Gericht, auf die Frage nach
der Art der Berufstätigkeit ein-
zugehen. Es stellte stattdessen
eine Abwägung zwischen dem
Weisungsrecht des Arbeitge-
bers und dem Recht des Klä-
gers, eine ihm zustehende Be-
rufsbezeichnung zu führen, an.
Die Kernsätze des Urteils lau-
ten: „Darüber hinaus ist das
Interesse der Beklagten höher
zu bewerten, dass die Arbeit-
nehmer nicht solche Berufsbe-
zeichnungen verwenden, die
sie im Laufe des Arbeitsverhält-
nisses erworben haben, ohne
dass sich der Zuschnitt der
Tätigkeit verändert hätte. Das
Interesse des Arbeitgebers, das
Führen von Berufsbezeichnun-
gen nur insofern zu dulden,
wie sie arbeitsvertragliche Ba-
sis geworden sind, ist (gegen-
über) dem Interesse des Ar-
beitnehmers an der Führung
der Berufsbezeichnung, die er
nach Abschluss des Arbeitsver-
trages erworben hat, höher zu
bewerten.“ Welche konkreten
berechtigten Interessen das
sein könnten, blieb weitestge-
hend im Dunkeln. Das Gericht
bezog sich lediglich auf die vom
Arbeitgeber vorgetragene Be-
sorgnis, die Führung der Be-
rufsbezeichnung könne ein
mögliches späteres Höher-
gruppierungsverlangen (nach

dem BAT) begleitend unterstüt-
zen.

In der Berufungsinstanz, in der
unser Mitglied obsiegte, stellte
das Landesarbeitsgericht auf
das Persönlichkeitsrecht des
Klägers ab, der nach dem
PsychThG berechtigt sei, die
Berufsbezeichnung „Psycholo-
gischer Psychotherapeut“ zu
führen. Der Persönlichkeits-
schutz erstrecke sich nicht nur
auf von einem Arbeitnehmer
erworbene akademische Gra-
de, sondern auch auf eine auf-
grund besonderer Befähigung
und Qualifikation erworbene
Berufsbezeichnung.

Ein Eingriff in das Persönlich-
keitsrecht sei nur bei überwie-
gend schutzwürdigen Interes-
sen des Arbeitgebers möglich.
Nach solchen Interessen fragte
das Gericht sehr dezidiert, konn-
te aber keine berechtigten Inte-
ressen erkennen. Selbst wenn
der Kläger nicht die Verantwor-
tung für den Gesamtprozess
trage, entspreche die (zumin-
dest teilweise) tatsächlich aus-
geübte Tätigkeit der von ihm ge-
führten Berufsbezeichnung. Ein
falscher Eindruck über die Ver-
antwortung der Behandlung
entstehe bei Patienten nicht
oder könne durch eine ent-
sprechende Erklärung ohne
großen Aufwand korrigiert wer-
den. Auf die aktuelle oder eine
spätere tarifliche Eingruppierung
wirke sich die Führung einer Be-
rufsbezeichnung nicht aus. Das
Urteil ist rechtskräftig.

Offensive oder
defensive Folge-
rungen?

Wegen der oben angespro-
chenen berufspolitischen Bri-
sanz wurde der Prozess bun-
desweit aufmerksam verfolgt. Es
gab viele Stimmen, die vor der
Führung bzw. Fortsetzung
warnten, um ein negatives Prä-
judiz zu vermeiden. Unser Mit-
glied und der Vorstand der
hessischen Kammer haben
sich für ein Durchfechten ent-
schieden, ohne die Risiken zu
verleugnen. Meines Erachtens
gab es dazu auch keine Alter-
native.

Die beiden neuen psychothe-
rapeutischen Berufe sind dar-
auf angewiesen, gerade im in-
stitutionellen Bereich eine Po-
sition zu erringen, die ihren
Qualifikationen, ihrem fachli-
chen Potential und dem Stel-
lenwert der Approbation in
den institutionellen Arbeits-
feldern entspricht. Das erfordert
ein strategisches Herangehen,
das Abwägen von Optionen
und die Wahl des geeigneten
Zeitpunktes für Initiativen.
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